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H E S S E N 

FortlMldungsveranstaltungen für Standesbeamte und 
standesamtliche Mitarbeiter 
RdErH. d. Reg.-Präs. Darmstadt vom 21. Januar 1992 - I I I 11 a 
- 251 hi 04/15 (1) -

Derr Fachverband der hessischen Standesbeamten w i r d i m 
Einvearmehmen mit den Aufsichtsbehörden in der Zeit vom 
17.3. — 30.4. 1992 die Fortbildungsveranstaltungen entspre­
chend! dem Ihnen bereits übersandten Terminplan durchfüh­
ren. EDie Tagungen beginnen um 9.00 Uhr und enden gegen 
13.00 i U h r . 

Folgende (vorläufige) Tagesordnung ist vorgesehen: 
1. Hejssische Erlasse 
2. Ämderung der PStV 
3. Ämderung der DA 
4. Beirichtigungen durch den Standesbeamten 
5. Fraagen aus der Praxis 

Schwierige Einzelfragen, die während des Lehrganges 
besprochen werden sollen, bitte ich, unter Übersendung der 
entsprechenden Unterlagen der Geschäftsstelle des Fachver­
bandes mitzuteilen, damit sich die Fachberater rechtzeitig mit 
der Angelegenheit befassen können. 

Soweit erforderlich, bitte ich, die Standesbeamten auf die 
Notwendigkeit der Fortbildung (§20 DA) aufmerksam zu 
machen, damit eine möglichst vollzählige Teilnahme gewähr­
leistet ist. 

Es besteht selbstverständlich die Möglichkeit, eine Fortbi l ­
dungsveranstaltung i m Nachbarkreis zu besuchen, falls dies 
zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich ist 
oder eine sonstige Verhinderung vorliegt. 

I m Auftrag: 
gez. Plechaczek 

Termüne der Kreis-Arbeitstagungen für Standesbeamte und standesamtliche Mitarbeiter im Regierungsbezirk Darmstadt 

Lfd. Kreis * Datum Tagungsort Tagungsstätte 
Nr. 

1 Main-Taunus und 
Stadt Frankfurt 

26. 3. 1992 6234 Hattersheim/Main Hauptstraße 48 
Posthof 
„Hessensaal" 

2 Bergstraße 31. 3. 1992 6943 Birkenau Hauptstraße 32 
„Vereinshaus" 

3 Groß-Gerau 24. 3. 1992 6090 Rüsselsheim A m Treff 11 
(Am Stadttheater) 

4 Rheingau-Taunus 
und Wiesbaden 

19. 3. 1992 6209 Hohenstein 
OT Holzhausen/Aar 

Klosterstraße 7 
Gasthaus „Grüner Wald* 

5 Offenbach und 
Stadt Offenbach 

18. 3. 1992 6073 Egelsbach Freiherr-vom-Stein-
Straße 13 
Rathaus „Sitzungssaal" 

6 Darmstadt-Dieburg 
und Stadt Darmstadt 

17. 3. 1992 6114 Groß-Umstadt Pfälzer Schloß 
„Rittersaal" 

7 Hochtaunus 7. 4. 1992 6394 Grävenwiesbach 
OT Laubach 

Zur frischen Quelle 

8 Main-Kinzig I 8. 4. 1992 6369 Nidderau 
StT Heldenbergen 

A m Steinweg 1 
(Rathaus) 

9 Main-Kinzig I I 9. 4. 1992 6497 Steinau 
StT Ulmbach 

Sarroder Straße 1 
Hotel „Schützenhof" 

10 Odenwald 28. 4. 1992 6101 Fränkisch-Crumbach Rodensteiner Straße 13 
„Crumbacher Stuben" 

11 Wetterau 25. 3. 1992 6472 Altenstadt Goethestraße 
Altenstadthalle 

Kreisfachtagungen für Standesbeamte und standes­
amtliche Mitarbeiter im Frühjahr 1992 
RdErl.d. Reg.-Präs. Gießen vom 5. Februar 1992 - 11 - l d 10 -

Die Kreisfachtagungen für die Standesbeamten und stan­
desamtlichen Mitarbeiter i m Frühjahr dieses Jahres werden 
vom Fachverband der hessischen Standesbeamten e. V. nach 
dem beigefügten Terminplan jeweils i n der Zeit von 9.00 bis 
13.00 Uhr durchgeführt, wobei von 10.45 bis 11.15 Uhr eine 
Pause vorgesehen ist. Auf die Einhaltung des Zeitplans ist 
unbedingt zu achten. 

Als Tagesordnung ist vorgesehen: 
1. Hessische Erlasse 
2. Namensführung der Aussiedler 

3. Änderung der PStV 
4. Änderung der DA 
5. Fragen aus der Praxis. 

I m Tagungslokal sollten die üblichen Hilfsmittel wie Ta­
fel, Kreide und Schwamm zur Verfügung stehen. Des wei ­
teren ist die Möglichkeit zu schaffen, daß ein Tageslichtpro­
jektor und die dazugehörige Leinwand funktionsgerecht auf­
gestellt werden können. 

Ich bitte, die Standesbeamten Ihres Geschäftsbereiches 
entsprechend zu unterrichten. Jeder Standesamtsbezirk sollte 
durch mindestens einen Standesbeamten, ggf. zusätzlich noch 
durch einen standesamtlichen Mitarbeiter vertreten sein. 

I m Auftrag: 
gez. Werner 

III 



Termine der Kreis-Arbeitstagungen für Standesbeamte und standesamtliche Mitarbeiter im Regierungsbezirk Gießen 

Lfd. Kreis Datum Tagungsort Tagungsstätte 
Nr. 

1 Vogelsberg 24. 3.1992 6315 Mücke Schulstraße 2 
OT Atzenhain Burgschenke 

2 Gießen 17. 3.1992 6306 Langgöns Gaulskopfstraße 1 
OT Espa Hotel „Am Gaulskopf" 

3 Lahn-Di l l 28; 4.1992 6349 Sinn Bürgerzentrum 
4 Limburg-Weilburg 30. 4.1992 6294 Weinbach Mehrzweckhalle 
5 Marburg-Biedenkopf 18. 3.1992 3550 Marburg I m Lichtenholz 60 

Landratsamt 

Arbeitstagung für Standesbeamte und standesamt­
liche Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen 
RdErl. d. Reg.-Präs. Kassel vom 15. Januar 1992 - 11 - 25 h 
04/15 - 12 -

Die Frühjahrslehrgänge für die Aus- und Fortbildung der 
Standesbeamten und standesamtlichen Mitarbeiter und M i t ­
arbeiterinnen i m Regierungsbezirk Kassel finden i n der Zeit 
vom 17. März 1992 bis 30. A p r i l 1992 statt. 

Als Tagesordnung ist vorgesehen: 
1. Hessische Erlasse 
2. Änderung der PStV 
3. Änderung der DA 

4. Berichtigungen durch den Standesbeamten 
5. Fragen aus der Praxis. 
Änderungen vorbehalten. 

Lehrgangsdauer: 9.00 Uhr bis 10.45 Uhr; Pause; 11.15 Uhr bis 
13.00 Uhr. 

Der Terminplan wurde Ihnen bereits unmittelbar durch den 
Fachverband der hessischen Standesbeamten e. V. übersandt. 

Unter Hinweis auf § 20 DA bitte ich, alle Standesbeamten 
und standesamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
anzuhalten, am Lehrgang teilzunehmen und, falls sie verh in ­
dert sind, die Tagung des Nachbarkreises zu besuchen. 

I m Auftrag: 
gez. Dr. Neusei i.V. 

Termine der Kreis-Arbeitstagungen für Standesbeamte und standesamtliche Mitarbeiter im Regierungsbezirk Kassel 

Lfd. 
Nr. 

Kreis Datum Tagungsort Tagungsstätte 

1 Kassel I 7. 4.1992 3501 Schauenburg 
OT Hoof 

Wahlgemeinde 
„Schauenburghalle" 

2 Kassel I I 8. 4.1992 3501 Söhrewald 
OT Wattenbach 

Welleröder Straße 
Dorfgemeinschaftshaus 

3 Schwalm-Eder 9. 4.1992 3582 Felsberg I n der Hagengasse 2 
Restaurant Wagner 

4 Fulda 31. 3.1992 6400 Fulda Landratsamt 
„Sitzungssaal" 

5 Hersfeld-Rotenburg 1. 4.1992 6444 Wildeck 
OT Obersuhl 

Bürgerhaus 

6 Werra-Meißner 2. 4.1992 3443 Herleshausen Bahnhofstraße 15 
„Bürgerhaus" 

7 Waldeck-Frankenberg 19. 3.1992 3558 Frankenberg 
(Eder) 

Bahnhofstraße 8-12 
Landratsamt (Kreishaus) 
„Sitzungssaal" 
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Literatur 

Jormod, Maryse: La femme et le nom en droits suisse et 
franigais. (Comparativa Bd. 43.) Genf, Librair ie Droz, 1991. 
266 iS„ SFr. 6 0 , - . 

DMe schweizerische Eherechtsreform von 1984 (in K r a f t ab 
1.1. 1988) hat zwar zu einem neuen Namensrecht i n der 
Schweiz geführt, nicht aber zur vollen namensrechtlichen 
Gleiächbehandlung von Mann und Frau. Der bislang absolute 
Prinnat des Mannesnamens wurde abgemildert, von Gleich­
heit ; k a n n aber auch nach neuem Recht keine Rede sein: „Die 
letztte Bastion der geschlechtsbezogenen Ungleichbehandlung 
i m IFamilienrecht ist noch nicht gefallen" 1 . Die Verf. n i m m t 
dies; z u m Anlaß, das schweizerische Recht zum Ehe- und 
Famiiliennamen zu analysieren und mi t dem französischen 
Narmensrecht zu vergleichen — beides speziell unter dem 
Bl ic lkwinkel der namensrechtlichen Position der Frau. Beide 
Reclhte gehen von ganz verschiedenen Konzeptionen aus, 
trefffen sich aber i m Gesamtbild: Halbherzige Lösungen, die 
den Frauennamen aufwerten, aber vom Vorrang des Mannes-
namiens nicht lassen wollen, haben zu komplizierten, i n sich 
unsttimrnigen Regelungswerken geführt, die letztlich keine 
Seiüe befriedigen — weder Patriarchen noch Frauenrechtler 
(S. Γ.29). 

Diie Verf. behandelt — jeweils i n Gegenüberstellung von 
schweizerischem und französischem Recht — zunächst die 
Grundkonzeptionen zum Famil ien- und Kindesnamen i n der 
eheliichen Familie (Kapitel 1), sodann speziell den Namen der 
verheirateten Frau (Kapitel 2), den Namen der Frau nach 
Scheidung oder Tod des Mannes (Kapitel 3), den Namen der 
(insbes. nichtehelichen) Kinder (Kapitel 4) sowie schließlich 
die ünternationalprivatrechtlichen Probleme (Kapitel 5). Be­
r ichtet w i r d über den ursprünglichen Rechtszustand, die 
Rechtsentwicklung sowie die Reformdiskussionen, schwer­
punktmäßig aber über das heute geltende Recht i n beiden 
Ländern. Die Erörterungen bestechen durchgehend auf 
Grund ihrer Gründlichkeit, der Klarheit der Darstellung 
sowie der Fülle des verwerteten und nachgewiesenen Mate ­
r ia l s 2 . Eine inhaltliche Wiedergabe i.e. ist hier nicht möglich, 
nur auf einige Punkte sei hingewiesen: 

Be im Ehe- und Familiennamen hat der schweizerische 
Gesetzgeber zwar den Vorzug des Mannesnamens grundsätz­
lich beibehalten (die Frau kann ihren Namen nur als „Begleit-
nam<en" voranstellen, Ar t . 160 Absätze 1,2 ZGB); gewisserma­
ßen durch die Hintertür wurde dennoch eine Einbruchsteile 
für den Frauennamen als Familiennamen eröffnet, i m Art . 30 
Abs. 2 ZGB betr. Namensänderungen: Auf Antrag und bei 
Vorliegen achtenswerter Gründe kann den Verlobten gestat­
tet werden, ab Eheschließung den Namen der Frau als F a m i ­
liennamen zu führen. Als „achtenswerten Grund" hat es das 
Schweizer Bundesgericht auch gewertet, wenn ein deutsch/ 
schweizerisches Paar bei der Heirat in Deutschland den 
Frauennamen zum Ehenamen gewählt hatte (Art. 10 Abs. 2 
EGBGB, § 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB), nun aber gewöhnlichen 
Aufenthalt in Basel hat 3 . Die Verf. meint, daß schon der 
gemeinsame Antrag der Verlobten „achtenswerter Grund" 
genug sein sollte. I m übrigen arbeitet sie die Zwitterstellung 
des Art. 30 Abs. 2 ZGB zwischen öffentlichem Recht und 
Familienrecht heraus, die Rückwirkungen dieser Regelung 
auf die allgemeinen Grundsätze zur Namensänderung (Art. 30 
Abs. 1 ZGB) sowie die konzeptionellen Schwächen des neuen 
Rechts (vor allem: (1) das Genehmigungsverfahren nach A r t . 
30 Abs. 2 ZGB ist oft erst lange nach Heirat abgeschlossen, so 
daß zunächst der Mannesname Familienname wird , m i t der 
Genehmigung aber rückwirkend wegfällt — S. 75; (2) dem 
Mann steht im Fall des A r t . 30 Abs. 2 ZGB nicht das Recht zu, 
seinen Namen - analog Ar t . 160 Abs. 2 ZGB - als Begleitna­
men voranzustellen — S. 81, 134 f f . ) 4 . Ob die schweizerische 
Gesamtkonzeption Ausdruck solonischer Gesetzgebungs­
weisheit ist, muß offenbleiben. 

I n Frankreich behält zwar jeder Gatte seinen Namen, die 
Weitergabe ihres Namens an die Kinder ist der Frau aber 
praktisch verschlossen. Die französische Antwort auf das 
Gleichberechtigungspostulat erfolgte 1985, dem Gebrauchs­
namen (nom d'usage) wurde die Aufgabe zugewiesen, fortbe­
stehende Ungleichheiten beim personenstandsrechtlichen 
Namen auszugleichen 5. Die Verf. entlarvt diesen Ansatz als 
„Trostpreis für die Frauen" (S. 115), statt Gleichberechtigung 
werde nur der Schein derselben erzeugt (S. 98). Soweit sie 
gegen die Institution des Gebrauchsnamens schlechthin pole­
misiert (S. 149), scheint sie mi r zu weit zu gehen 6 - i n seiner 
derzeitigen Ausgestaltung durch das französische Recht 
allerdings w i r k t der nom d'usage tatsächlich wenig attraktiv 
(hinsichtlich der verheirateten Frau listet die Verf. 16 Varian­
ten der Namensführung auf, beim Mann immerhin 13). 

Beim Kindesnamen müssen unsere Nachbarländer mit 
denselben Problemen kämpfen wie unsere Standesbeamten 
und Gerichte - vor allem mit der Namensfolge des Kindes bei 
Namensänderung des sorgeberechtigten Elternteils nach 
Auflösung der Ehe oder mit Namensänderungen des nicht­
ehelichen Kindes (eine dem § 1617 Abs. 2 BGB entsprechende 
Vorschrift fehlt im schweizerischen Recht), auch bei nichtehe­
licher Lebensgemeinschaft der Eltern. Lösungsansätze sieht 
die Verf. i n grundsätzlicher Ermöglichung der Weitergabe 
auch des Mutternamens an eheliche Kinder sowie in der 
Erweiterung privatautonomer Gestaltungsmöglichkeiten der 
Eltern. 

I m internationalen Privatrecht sind vor allem die Erörte­
rungen zum neuen IPR-Gesetz der Schweiz und den ersten 
praktischen Erfahrungen damit hervorhebenswert. M i t einer 
gewissen Schadenfreude liest man von den Schwierigkeiten 
der Zivilstandsbeamten und Gerichte bei der Bewältigung 
ausländischer Rechtsgestaltungen, die m i t dem innerstaatli­
chen Mannesvorrang nicht zu vereinbaren sind. Hilfreich ist 
dabei allerdings das Assimilierungsstreben i m Inland leben­
der Ausländer, die sich auch auf namensrechtlichem Gebiet 
bereitwil l ig der Schweizer Umwelt anpassen 7. 

I m Schlußwort hofft die Verf., daß für die Schweiz das letzte 
Wort noch nicht gesprochen ist - die Reform des Scheidungs­
rechts könnte Anlaß zu einer Revision des neuen Namens­
rechts sein. Als Vorbild weist sie auf das (1980 reformierte) 
Namensrecht von Quebec h in (Art. 56 ff., 442 Code Civil Que­
bec) — jeder Person müsse das Recht garantiert sein, von der 
Wiege bis zur Bahre ihren angestammten Namen behalten zu 
dürfen. Die Zeit der gesetzgeberischen Rücksichtnahme auf 
patriarchalische Ressentiments sei endgültig abgelaufen. So 
sehr man dieser Forderung aus deutscher Sicht beipflichten 
kann, so sehr sollten wir uns aber vor Überheblichkeit hüten 
— ohne das Bundesverfassungsgericht wäre auch bei uns die 
„letzte Bastion der Ungleichheit" i m Familienrecht noch nicht 
gefallen. 

Insgesamt handelt es sich u m eine außergewöhnlich infor­
mative und qualitativ hervorragende wissenschaftliche 
Arbeit. 

Prof. Dr. Michael Coester, LL.M. , Göttingen 
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